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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 26. Mai 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr, Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
233. Sitzung am 26. Mai 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 4. Mai 1961 verabschiedeten 

Gesetzes über die Sicherung von Beweisen 
in besonderen Fällen 

— Drucksachen 435, 2687, zu 2687 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Altmeier 

Vizepräsident 


Bonn, den 26. Mai 1961 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 10. Mai 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 

Altmeier 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Go«»thestxaße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsaussdiusses 
zum Gesetz über die Sidierung von Beweisen 
in besonderen Fällen 


EHie Durdifühining des GesetaeS ist an Stelle der 
Geridite den Verwaltungsbehörden zu übertragen. 

Begründung 

Die hier in Frage stehenden Aufgaben sind in ersteir 
Urne der Verwaltung zuzurediinen. Auf dem Gebiet 
xies Lastenausgleidisrechts beisitzien zudem die Vear- 
waltungsbehörden bereits umfassende Erfahrungen; 
die hier nutzbar gemacht werden sollten. Die Besoai- 
dferheit dies gerichtlichen Verfahrens schließt es auch 
aus, den Vollzug des Gesetzies durch Weisungen zu 
•erleichtöm. Der Vollzug durch die Gerichte würde 
ferner einen erheblich höheren Fersonalaufwand er- 
fordern als dier Vollzug durch die Verwaltungs- 
biehörden, weil die Beweissicherung nach der Rege- 
lung des Gesetzesbeschluissies ausschließlich Richtern 
Obliegen wüorde. Es erscheint ausgeschlosisegi, das 
Gesetz ohne erheblichen zusätzlichen Peitsonalauf- 
wand bei den Gerichten durchzuführen. 

Der Gesetzesbeschluß deis Bundestages ist wie folgt 
zu ändern: 

1 . § 1 

a) § 1 Abs. 1 

Der bisherige § 1 wird Absatz 1 und ist wie 
folgt zu fassen: 

„ ('1) Beweise über die Entedgnungsmaßnah- 
men oder diesen wirtschaftlich gleichstehen- 
dien Maßnahmen, die nach der Besetzung im 
Gebiet der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin getroffen worden sind, 
und über deren unmittelbare wirtschaftliche 
Folgen Tcörnnen auf Antrag nach diesem Ge- 
setz gesichert werden. Entsprechendes gilt 
für Beweise über 

1. Rechtsgeschäfte, die Vermögens- 
gegenstände betreffen und auf 
Grund der politischen Verhältnisse 
in den bezeichneten Gebieten unteir 
Zwang oder Drohung vcwrgenom- 
men worden sind, 

2. Kiiiegsschäden an Vermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes. " 

Begründung 

Die Besetzung einzielner Teile des jetzigen 
sowjetischen Besatzungsgebietes erfolgte be- 
reits 1945 und Maßnahmen der Enteignung 
waren schon vor diesem Termin bereits er- 
folgt 


Das Ziel einer vollständigen Bewieissiche- 
rung im Hinblick auf eine künftige Wieder- 
vereinigung ist nur dann eirreicht, wenn auch 
Bieweise über die Kriegsschäden gesichert 
werden können. 

b) § 1 Abs. 2 (neu) 

lin § 1 ist folgender neuer Absatz 2 anzu- 
fügen: 

„.(2) Auch die Beweise über den Wert der 
von den unter Absatz 1 genannten Maß- 
nahmen betroffenen Vermögensgegenstände 
können gesichert werden. Eine Bewertung 
findet nicht statt" 

Begründung 

Dies entsprach dem Willen des Geste tzgebears, 
kam aber bisher nicht deutlich zum Aus- 
druck. 

c) § 1 Abs. 3 (neu) 

In § 1 ist folgender neuer Absatz 3 anzu- 
fügen: 

„(3) Eine Beweassichenrng über den Ver- 
lust von Vtermögensgegenständen, dteien 
Wert insgesamt den Betrag von 500 Deutschie 
Mark nicht erreicht, findet nicht statt. Uber 
den Wert befindet die Behörde nach freiet 
Überzeugung." 

Begründung 

V 

Es soll veirmiieden werden, Bewedissicherungs- 
verfahren anhängig zu machen, in denen der 
Aufwand für äie Durchführung des Ver- 
fahrens in keinem angemessenen Verhältnis 
zu dem Wert des lin Firage stehenden Vet- 
mögensgegenstandes steht. Eine entspre- 
chende Begrenzung sieht auch § 8 Abs. 5 des 
Featstellmigsgesetzies vor. 


2. § 2 Abs. 1 Nr. 5 

In § 2 Abs, 1 Qist Nr. 5 wie folgt zu fassen: 

„5. Einholung von Auskünften." 

Begründung 

Es lag nicht im Willen des Gesetzgebers, nur 
von der Einholung amtlicher Auskünfte zu spre- 
chen, sondern sicherzustellen- daß von Amts 
wegen Auskünfte eingeholt werden können und 
sollen. 
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3. § 3 

a) § 3 Abs. 1 list wie folgt zu fassen; 

„(1) Die Landesregierungen bestimmen die 
für das Verfahren zuständigen Behörden 
(Beweissicherungsbehörde). Hat der An- 
tragsteller im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes keinen Wohnsitz oder Sitz, so ist die 
für den Vollzug des Gesetzes bestimmte 
Verwaltungsbehörde in Köln zuständig." 

Begründung 

Folge der Änderung der Zuständigkeit. 

b) In § 3 ist folgender neuer Absatz 2 einzu- 
fügen: 

„(2) Die für den Vollzug des Gesetzes in 
Berlin bestimmte Verwaltungsbehörde ist 
ausschließlich zuständig für die Beweissiche- 
rung über Maßnahmen und Rechtsgeschäfte, 
die nicht mehr bestehende oder handlungs- 
unfähig gewordene juristische Personen be- 
treffen." 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

Begründung 

Für untergegangene oder nicht mehr hand- 
lungsfähige juristische Personen fehlt es, 
ähnlich wie in Absatz 1, an einem Anknüp- 
fungspunkt für die Bestimmung der zustän- 
digen Behörde. Es sollte deshalb die zustän- 
dige Behörde in Berlin für ausschließlich 
zuständig erklärt werden. Antragsberechtigt 
sollen 'in diesen Fällen nicht die an der juri- 
stischen Person Beteiligten, .sondern der für 
die juristische Person bestellte Pfleger sein 
(vgl. Vorschlag zu § 5 Abs. 2). 


c) § 3 Abs. 3 (bisher Abs. 2) 

§ 3 Abs. 3 (bisher Abs. 2) ist im Eingang wie 
folgt zu fassen: 

„(2) In Fällen dringender Gefahr ist neben 
der nach Absatz 1 örtlich zuständigen Be- 
hörde auch die Behörde einstweilen zustän- 
dig, in deren Bezirk . . 


d) § 3 Abs. 4 (bisher Abs. 3) 

In § 3 Abs. 4 (bisher Abs. 3) Satz 1 sind zu 
ersetzen die Worte „Das Gericht" durch die 
Worte „Die Behörde" und die Worte „ein 
anderes Amtsgericht" durch die Worte „eine 
andere sachlich zuständige Behörde". 

In Satz 2 sind die Worte „dieses Gericht" zu 
ersetzen durch die Worte „diese Behörde". 

Begründung zu c) und d) 

Folge der Änderung der Zuständigkeit, 


4. § 4 

§ 4 ist durch folgende Neufassung zu ersetzen: 
.§ 4 

(1) Die Behörden erheben von Amts wegen 
alle Beweise, die der Sicherung bedürfen. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, finden für die Beweiserhebung die 
§§ 355 ff. der Zivilprozeßordnung sinngemäß 
Anwendung. 

(3) Wenn die Behörde mit Rücksicht auf die 
Bedeutung der Aussage oder zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Aussage die eidliche 
Vernehmung eines Zeugen oder eines Sachver- 
ständigen für geboten erachtet, so ist das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk der Zeuge oder Sach- 
verständige seinen ständigen Aufenthalt hat, 
um die eidliche Vernehmung zu ersuchen. 

(4) Auf das Vernehmungsersuchen sind die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes 
und der Zivilprozeßordnung sinngemäß anzu- 
wenden." 

Begründung 

Folge der Änderung der Zuständigkeit. 

5. § 5 Abs. 2 (neu) 

ln § 5 ist folgender neuer Absatz 2 einzufügen: 

„(2) Betrifft die Maßnahme oder das Rechts- 
geschäft eine juristische Person, so ist nur diese 
antragsberechtigt. Für nicht mehr bestehende 
oder handlungsunfähig gewordene juristische 
Personen kann der Antrag durch einen Pfleger 
gestellt werden, der auf Antrag durch das Amts- 
gericht Berlin-Schöneberg bestellt wird. Die Be- 
stellung kann jeder beantragen, der im Zeit- 
punkt der Maßnahme oder des Rechtsgeschäfts 
an der juristischen Person beteiligt war, oder 
sein Rechtsnachfolger." 

Die Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. 

ln Absatz 3 (neu) ist nach „Absatz 1" einzufügen; 
„oder Absatz 2 Satz 3". 

Begründung 

Satz 1 soll klarstellen, daß ausschließlich die 
juristische Person, nicht auch die an ihr Betei- 
ligten antragsberechtigt sind. Satz 2 soll dafür 
sorgen, daß Beweissicherungsverfahren auch 
zugunsten juristischer Personen durchgeführt 
werden können, die nicht mehr bestehen oder 
infolge voller Enteignung in der SBZ handlungs- 
unfähig geworden sind. Gleichzeitig soll durch 
die Beschränkung des Antragsrechts auf den 
Pfleger vermieden werden, daß etwa den an 
der untergegangenen oder handlungsunfähigen 
juristischen Person Beteiligten ein Antragsrecht 
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zuerkannt wird. Dies würde dazu führen daß 
im Einzelfall von einer Vielzahl von Personen 
Beweissicherungsanträge in der gleichen Sache i 
bei verschiedenen Behörden gestellt werden, i 
Die Bestimmung der zuständigen Behörde für 
diese Fälle findet sich in dem neu vorgeschlage- 
nen § 3 Abs. 2. 

6. § 6 Abs. 3 

ln § 6 Abs. 3 sind die Worte „Das Gericht" zu 
ersetzen durch die Worte „Die Behörde". 

7. § 7 

§ 7 ist zu streichen. 

8 . § 8 Abs. 2 

§ 8 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung zu Nr. 6 bis 8 
Folge der Änderung der Zuständigkeit. 

9. § 8 Abs. 2 (neu) 

An § 8 ist folgender neuer Absatz 2 anzufügen: j 

„(2) ln der Niederschrift über die Verneh- 
mung sind Beobachtungen über Umstände zu 
vermerken, die etwaige Schlüsse auf die Un- 
richtigkeit der Aussage zulassen." 

Begründung 

Folge aus der Streichung des § 10. Die Fassung ; 
des Ausschußberichts in BT-Drucksache 2687 
sollte im wesentlichen wiederhergestellt wer- i 
den, jedoch mit der Maßgabe, daß Feststellun- 
gen über die Richtigkeit der Aussage nicht vor- 
gesehen sind. Bei einer solchen Vernehmung 
werden naturgemäß lediglich Umstände beob- 
achtet werden können, die Schlüsse auf die Un- | 
richtigkeit der Aussage zulassen. Dagegen ist 
mit einer Feststellung, daß sich Bedenken ge- 
gen die Richtigkeit der Aussage nicht ergeben 
hätten, daß also bei der Vernehmung nichts 
besonderes zutage getreten sei, nichts anzufan- 
gen. Gleichwohl könnte eine solche Feststel- 
lung später überbewertet werden. 

10. § 9 

a) In Absatz 1 sind die Worte „dem Amtsge- 
rieht" zu ersetzen durch die Worte „der Be- 
hörde" und die Worte „bei dem" durch die 
Worte „bei der" ; 

b) in Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „bei dem" ' 

durch die Worte „bei der" und das Wort | 
„Amtsgericht" durch das Wort „Behörde" ! 

zu ersetzen. I 

Begründung ■ 

Folge der Änderung der Zuständigkeit. | 


11. § 9 Abs. 2 Satz 3 (neu) 

In § 9 Abs. 2 ist folgender neuer Satz 3 anzu- 
fügen: 

„Auf der Abschrift sind äußere Mängel einer 
Urkunde, die nicht aus der Abschrift ersichtlich 
sind, sowie sonstige Umstände zu vermerken, 
die gegen die Echtheit der Urkunde sprechen 
können." 

Begründung 
Folge der Streichung des § 10. 

12 . § 10 

§ 10 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Gesetzesbeschluß sollte sich nach der ur- 
sprünglichen Zielsetzung ausschließlich auf 
eine Sicherung von Beweisen beschränken. § 10 
sieht demgegenüber eine Beweiswürdigung vor, 
die im Ergebnis einer Feststellung des Sach- 
verhalts nahe kommt. Diese Feststellung ist 
dem Beweissicherungsverfahren nach der ZPO 
fremd. Nach dem gerichtlichen Verfahrensrecht 
ist es ausschließlich Sache des entscheidenden 
Gerichts, Beweise zu würdigen. In gleicher 
Weise sollte auch hier die Beweiswürdigung 
der Stelle Vorbehalten werden, die einmal aus 
den gesicherten Beweisen Schlüsse zu ziehen 
hat. 

Angesichts dessen, daß sich die Beweisauf- 
nahme in sehr vielen Fällen lediglich auf die 
Vernehmung des Antragstellers erstrecken 
wird, werden die Verwaltungsbehörden auch 
durch eine Beweiswürdigung überfordert. Es 
erscheint vielmehr ausreichend, ebenso wie es 
sonst bei einer Vernehmung durch einen beauf- 
tragten oder ersuchten Richter zulässig ist, nur 
solche Feststellungen in dem Vernehmungs- 
protokoll festzuhalten, die die Bedenken der 
Verwaltungsbehörde gegen die Glaubwürdig- 
keit des vernommenen Zeugen oder Antrag- 
stellers oder gegen die Echtheit einer vorgeleg- 
ten Urkunde betreffen. 

13. § 11 Abs. 1 Satz 1 

In § 11 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „Das Ge- 
richt" zu ersetzen durch die Worte „Die Be- 
hörde" . 

Begründung 

Folge der Änderung der Zuständigkeit. 

14. § 11 Abs. 1 Satz 2 

In § 1 1 Abs. 1 Satz 2 ist Nr. 4 zu streichen. 

Begründung 

Folge der Streichung des § 10. 
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15. § 11 Abs. 2 Satz 1 

§ 11 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung; 

„Dem Antragsteller ist eine beglaubigte Ab- 
schrift der Niederschriften nach § 9 Abs. 1 und 
des Vermerks nach § 9 Abs. 2 Satz 3 zu er- 
teilen." 

Begründung 

Folge aus der Streichung des § 10. Im wesent- 
lichen Wiederherstellung der Fassung des Aus- 
schußberichts in BT-Drucksache 2687, Abwei- 
chend davon sollte jedoch auf die Worte „auf 
Verlangen" verzichtet werden. In Übereinstim- 
mung mit dem Beschluß des Bundestages sollte 
dem Antragsteller von Amts wegen eine Ab- 
schrift der in Rede stehenden Niederschriften 
und Vermerke erteilt werden. 

16. § 12 

a) § 12 Satz 1 wird Absatz 1 und ist wie folgt 
zu fassen: 

„(1) Das Verfahren vor den Verwaltungs- 
behörden ist gebührenfrei." 

Satz 2 wird gestrichen. 

b) In § 12 ist folgender neuer Absatz 2 anzu- 
fügen: 

„(2) Die notwendigen Kosten des Ver- 
fahrens vor den Verwaltungsbehörden dür- 
fen dem Antragsteller nicht auferlegt wer- 
den; die Kosten einer Vertretung trägt stets 
der Antragsteller." 

Begründung 

Folge der Änderung der Zuständigkeit. 

Für Antragsteller ist es zumeist übersehbar, ob 
ihr Antrag angenommen oder verworfen wird. 
Mutwilligkeit des Antragstellers kann nicht 
ohne weiteres unterstellt werden. 

17. § 12 a (neu) 

Nach § 12 ist folgender neuer § 12 a einzu- 
fügen: 

“§ 12 a 

Der Bund erstattet den Ländern die Hälfte 
der Kosten, die ihnen durch den Vollzug des 
Gesetzes erwachsen. Die Bundesregierung kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 


Bundesrates bestimmen, in welcher Weise diese 
Kosten pauschal festgelegt werden. In der 
Rechtsverordnung kann bestimmt werden, daß 
Ländern, denen besondere Aufgaben über ihren 
Bereich hinaus übertragen sind, die hierdurch 
verursachten Aufwendungen bis zur vollen 
Höhe erstattet werden." 

Begründung 

Entgegen der im Schriftlichen Bericht ^ BT- 
Drucksache 2687 zu § 11 vertretenen Auffassung 
handelt es sich bei der im Gesetz getroffenen 
Regelung zumindest zu einem erheblichen Teil 
um Kriegsfolgelasten. Dies gilt vor allem für 
Maßnahmen der Besatzungsmacht. Im Rahmen 
einer Regelung, die sich auf Kriegsfolgelasten 
bezieht, erscheint es als verfassungsrechtlich 
zulässig, die Kosten für den Vollzug des Ge- 
setzes zwischen dem Bund und den für den 
Vollzug zuständigen Ländern aufzuteilen. Ähn- 
liche Regelungen sind z. B. in § 351 LÄG, § 23 
Äbs. 1 des Altsparergesetzes, § 78 des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes und § 14 des 
Währungsausgleichsgesetzes für Sparguthaben 
Vertriebener getroffen worden. Eine solche 
Regelung erscheint auch deshalb geboten, weil 
der Bundesgesetzgeber in § 12 des vorliegenden 
Gesetzes das Verfahren kostenfrei stellt, ob- 
wohl den Ländern aus der Durchführung des 
Gesetzes Ausgaben von erheblichem Umfang 
erwachsen. 

18. § 13 Satz 2 (neu) 

In § 13 ist folgender neuer Satz 2 anzufügen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes." 

Begründung 

Ergänzung im Hinblick auf die Ermächtigung 
in § 12 a. 

19. § 14 Satz 2 (neu) 

In § 14 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„§ 3 Abs. 1 Satz 1 tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft." 

Begründung 

Folge der Änderung der Zuständigkeit. 
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